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39. Übereinkommen Nr. 116 über die teilweise Abänderung der von der Allgemeinen Konferenz
der Internationalen Arbeitsorganisation auf ihren ersten 32 Tagungen an-
genommenen Übereinkommen zur Vereinheitlichung der Bestimmungen,
betreffend die Ausarbeitung von Berichten über die Durchführung der
Übereinkommen durch den Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes.

4 0 . Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Königlich Dänischen
Regierung über den Austausch von Einbürgerungsmitteilungen.

4 1 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über die Regelung des Grenzüberganges der Eisenbahnen.

39.
Nachdem das auf der 45. Internationalen Arbeitskonferenz in Genf am 26. Juni 1961 angenom-

mene Übereinkommen (Nr. 116) über die teilweise Abänderung der von der Allgemeinen Kon-
ferenz der Internationalen Arbeitsorganisation auf ihren ersten 32 Tagungen angenommenen
Übereinkommen zur Vereinheitlichung der Bestimmungen betreffend die Ausarbeitung von
Berichten über die Durchführung der Übereinkommen durch den Verwaltungsrat des Internatio-
nalen Arbeitsamtes, welches also lautet:

(Übersetzung)
ÜBEREINKOMMEN

(Nr. 116) ÜBER DIE TEIL-
WEISE ABÄNDERUNG
DER VON DER ALLGE-
MEINEN KONFERENZ
DER INTERNATIONALEN
ARBEITSORGANISATION
AUF IHREN ERSTEN
ZWEIUNDDREISSIG TA-
GUNGEN ANGENOMME-
NEN ÜBEREINKOMMEN
ZUR VEREINHEITLI-
CHUNG DER BESTIM-
MUNGEN BETREFFEND

DIE AUSARBEITUNG
VON BERICHTEN ÜBER
DIE DURCHFÜHRUNG
DER ÜBEREINKOMMEN
DURCH DEN VERWAL-
TUNGSRAT DES INTER-
NATIONALEN ARBEITS-

AMTES
Die Allgemeine Konferenz

der Internationalen Arbeits-
organisation,
die vom Verwaltungsrat des

Internationalen Arbeitsamtes
nach Genf einberufen wurde
und am 7. Juni 1961 zu ihrer
fünfundvierzigsten Tagung
zusammengetreten ist,

36 30
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hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen betref-
fend die teilweise Abänderung
der von der Konferenz auf
ihren ersten zweiunddreißig
Tagungen angenommenen
Übereinkommen zur Verein-
heitlichung der Bestimmungen
betreffend die Ausarbeitung
von Berichten über die Durch-
führung der Übereinkommen
durch den Verwaltungsrat des
Internationalen Arbeitsamtes,
und

dabei bestimmt, daß diese An-
träge die Form eines inter-
nationalen Übereinkommens
erhalten sollen.
Die Konferenz nimmt heute,

am 26. Juni 1961, das folgende
Übereinkommen an, das als
Übereinkommen über die Ab-
änderung der Schlußartikel,
1961, bezeichnet wird.

Artikel 1
In den von der Internationa-

len Arbeitskonferenz auf ihren
ersten zweiunddreißig Tagungen
angenommenen Übereinkom-
men ist der Schlußartikel, wo-
nach der Verwaltungsrat des
Internationalen Arbeitsamtes
der Allgemeinen Konferenz
einen Bericht über die Durch-
führung des Übereinkommens
vorzulegen hat, durch den nach-
stehenden Artikel zu ersetzen:

„Der Verwaltungsrat des
Internationalen Arbeitsamtes
hat, sooft er es für nötig er-
achtet, der Allgemeinen Kon-
ferenz einen Bericht über die
Durchführung dieses Über-
einkommens zu erstatten und
zu prüfen, ob die Frage seiner
gänzlichen oder teilweisen
Abänderung auf die Tages-
ordnung der Konferenz ge-
setzt werden soll."

Artikel 2
Jede von einem Mitglied dem

Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes nach dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Übereinkommens mitge-
teilte förmliche Ratifikation
eines der von der Konferenz auf
ihren ersten zweiunddreißig Ta-
gungen angenommenen Über-
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einkommen gilt als Ratifikation
des betreffenden Übereinkom-
mens in der durch das vorlie-
gende Übereinkommen abgeän-
derten Fassung.

Artikel 3
Zwei Ausfertigungen dieses

Übereinkommens werden vom
Präsidenten der Konferenz und
vom Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes unter-
zeichnet. Eine dieser Ausferti-
gungen wird im Archiv des
Internationalen Arbeitsamtes
hinterlegt, die andere dem
Generalsekretär der Vereinten
Nationen zwecks Eintragung
nach Artikel 102 der Charta der
Vereinten Nationen übermit-
telt. Der Generaldirektor stellt
jedem Mitglied der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation eine
beglaubigte Abschrift dieses
Übereinkommens zu.

Artikel 4
1. Die förmlichen Ratifikatio-

nen dieses Übereinkommens
sind dem Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
mitzuteilen.

2. Das Übereinkommen tritt
mit dem Tag in Kraft, an dem
der Generaldirektor die Rati-
fikationen zweier Mitglieder der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion erhalten hat.

3. Sobald dieses Übereinkom-
men in Kraft getreten ist, sowie
in der Folge beim Eingang jeder
weiteren Ratifikation dieses
Übereinkommens gibt der
Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes allen Mit-
gliedern der Internationalen
Arbeitsorganisation und dem
Generalsekretär der Vereinten:
Nationen hiervon Kenntnis.

4. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, er-
kennt an, daß vom Zeitpunkt
des erstmaligen Inkrafttretens
dieses Übereinkommens an die
in Artikel 1 dieses Übereinkom-
mens enthaltenen Bestimmun-
gen des abgeänderten Artikels:
an die Stelle der Verpflichtung
treten, die dem Verwaltungsrat
durch die von der Konferenz
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auf ihren ersten zweiunddreißig
Tagungen angenommenen Über-
einkommen auferlegt wurde, der
Konferenz in den darin vor-
geschriebenen Zeitabständen
einen Bericht über die Durch-
führung jedes dieser Überein-
kommen vorzulegen und gleich-
zeitig zu prüfen, ob die Frage
seiner gänzlichen oder teilweisen
Abänderung auf die Tagesord-
nung der Konferenz gesetzt
werden soll.

Artikel 5

Ungeachtet irgendwelcher Be-
stimmungen in den von der
Konferenz auf ihren ersten
zweiunddreißig Tagungen an-
genommenen Übereinkommen
bewirkt die Ratifikation dieses
Übereinkommens durch ein Mit-
glied nicht ohne weiteres die
Kündigung irgendeines der be-
zeichneten Übereinkommen;
ebensowenig schließt das Inkraft-
treten dieses Übereinkommens
weitere Ratifikationen eines
jener Übereinkommen aus.

Artikel 6

1. Nimmt die Konferenz ein
neues Übereinkommen an,
welches das vorliegende Über-
einkommen ganz oder teilweise
abändert, und sieht das neue
Übereinkommen nichts anderes
vor, so gelten folgende Bestim-
mungen:
a) Die Ratifikation des neu-

gefaßten Übereinkommens
durch ein Mitglied schließt
ohne weiteres die Kündigung
des vorliegenden Überein-
kommens in sich, voraus-
gesetzt, daß das neugefaßte
Übereinkommen in Kraft ge-
treten ist.

b) Vom Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des neugefaßten Über-
einkommens an kann das
vorliegende Übereinkommen
von den Mitgliedern nicht
mehr ratifiziert werden.
2. Indessen bleibt das vor-

liegende Übereinkommen nach
Form und Inhalt jedenfalls in
Kraft für die Mitglieder, die
dieses, aber nicht das neugefaßte
Übereinkommen ratifiziert
haben.
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Artikel 7

Der französische und der
englische Wortlaut dieses Über-
einkommens sind in gleicher
Weise maßgebend.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewis-
senhafte Erfüllung der in diesem Übereinkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 22. August 1963

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Ratifikation durch Österreich des vorliegenden Übereinkommens, welches gemäß seinem
Artikel 4 Abs. 2 am 5. Feber 1962 in Kraft getreten ist, wurde am 14. November 1963 beim
Internationalen Arbeitsamt eingetragen.

Bisher haben folgende weitere Staaten dieses Übereinkommen ratifiziert:
Australien, Bundesrepublik Deutschland, Republik China, Dänemark, Elfenbeinküste, Ghana,

Indien, Irak, Irland, Israel, Jordanien, Kanada, Kuwait, Marokko, Neuseeland, Niger, Nigeria,
Norwegen, Obervolta, Schweden, Schweiz, Spanien, Thailand, Tschad, Tunesien, Vereinigte Ara-
bische Republik, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, Zentralafrikanische
Republik.

Gorbach

4 0 . Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Königlich Däni-
schen Regierung über den Austausch von Einbürgerungsmitteilungen.

Durch Notenwechsel zwischen der Österreichi-
schen Botschaft in Kopenhagen und dem König-
lich Dänischen Ministerium des Äußeren vom
13. Juli/17. Juli 1963 wurde die nachstehende
Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bun-
desregierung und der Königlich Dänischen Re-
gierung über den Austausch von Einbürgerungs-
mitteilungen abgeschlossen:

1. Die beiden Regierungen werden künftig ein-
ander die Einbürgerung von Staatsangehörigen
des anderen Vertragsstaates mitteilen.

Unter Einbürgerung im Sinne dieser Verein-
barung ist auch der Erwerb der Staatsange-
hörigkeit durch Erklärung oder Wiedererlan-
gung zu verstehen.

2. Der Austausch der Mitteilungen wird in der
Weise vollzogen, daß über jeden Fall einer
Einbürgerung österreichischerseits eine Mittei-
lung nach dem Muster der Anlage B und däni-
scherseits eine „Mitteilung über die Ausferti-
gung eines Staatsbürgerschaftsnachweises" (An-

lage A 1 oder A 2) zweifach ausgefertigt und
auf diplomatischem Wege der anderen Regie-
rung übermittelt wird.

3. Die von den Behörden des anderen Vertrags-
staates ausgestellten Personalausweise (Reise-
psse, Staatsbürgerschaftsnachweise etc.), die
durch die Einbürgerung ungültig werden, sind
bei der Einbürgerung einzuziehen und der Mit-
teilung beizufügen.

4. Soweit dies ohne größere Schwierigkeiten
möglich ist, wird jede der beiden Regierungen
der anderen Regierung auf Anfrage darüber
Auskunft geben, ob ein näher bezeichneter
Staatsangehöriger des anderen Staates in ihrem
Staat eingebürgert worden ist oder auf son-
stige Weise die Staatsangehörigkeit erlangt hat.

5. Diese Vereinbarung tritt am Tage des Noten-
austausches in Kraft. Sie wird auf unbestimmte
Zeit geschlossen, ist jederzeit kündbar und tritt
sechs Monate nach ihrer Kündigung außer
Kraft.
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Anlage A 1
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Anlage A 2
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Anlage B

Diese Vereinbarung ist gemäß ihrem Punkt 5 am 17. Juli 1963 in Kraft getreten.

Gorbach
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41.

Nachdem das am 22. September 1962 in Prag unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik über die Regelung des Grenz-
überganges der Eisenbahnen samt Anlagen, welches also lautet:

A b k o m m e n
zwischen der Republik Österreich und der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Repu-
blik über die Regelung des Grenzüberganges

der Eisenbahnen

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsident der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik sind, geleitet von dem
Wunsch, den Grenzübergang der Eisenbahnen
zwischen den beiden Staaten zu regeln, überein-
gekommen, ein Abkommen abzuschließen, und
haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtig-
ten ernannt:

der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn ao. Gesandten und bev. Minister

Dr. Heinrich C a l i c e und

Herrn Ministerialrat Dr. Erich J a r i s c h,

Chef des Rechtsdienstes der Sektion II im
Bundesministerium für Verkehr und Elektri-
zitätswirtschaft,

der Präsident der Tschechoslowakischen Soziali-
stischen Republik

Herrn Minister für Verkehr und Nachrichten-
wesen
Dr. Frantšiek V 1 a s á k,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgende Bestim-
mungen vereinbart haben:

A r t i k e l 1

Allgemeines

(1) Beide Vertragsstaaten verpflichten sich, den
Grenzübergang der Eisenbahnen zu ermöglichen.
Sie werden alle Maßnahmen ergreifen, um ihn
zweckmäßig und einfach zu gestalten.

(2) Zu diesem Zweck wird der Anschluß- und
Übergangsdienst auf den grenzüberschreitenden
Eisenbahnstrecken in Betriebswechselbahnhöfen
durchgeführt.

A r t i k e l 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne des Abkommens bezeichnen die Be-
griffe:

a) „Gebietsstaat" den Staat, auf dessen
Hoheitsgebiet der Anschluß- und Über-
gangsdienst der Eisenbahnen stattfindet,
„Nachbarstaat" den anderen Staat;
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b) „Betriebswechselbahnhof" den Bahnhof, in
dem der Anschluß- und Übergangsdienst im
Eisenbahnverkehr durchgeführt wird;

c) „Anschlußgrenzstrecke" die Strecke zwi-
schen der Staatsgrenze und dem Betriebs-
wechselbahnhof ;

d) „Eigentumsverwaltung" die Eisenbahnver-
waltung des Gebietsstaates;

e) „Nachbarverwaltung" die Eisenbahnver-
waltung des Nachbarstaates;

f) „Anschluß- und Übergangsdienst" den zur
Durchführung des Grenzüberganges erfor-
derlichen Betriebs- und Verkehrsdienst der
beiden Eisenbahnverwaltungen;

g) „Grenzabfertigung" die Durchführung des
Verfahrens, das in den Rechtsvorschriften
der Vertragsstaaten für den Eingang, Aus-
gang und Durchgang von Personen, Ge-
päck, Waren, Werten und Postsachen vor-
gesehen ist.

Artikel 3

Grenzübergang
(1) Für den Grenzübergang sind nachfolgende

Strecken eröffnet:
a) Summerau/Horní Dvořiště

b) Gmünd/České Velenice
c) Retz/Šatov
d) Hohenau/Břeclav
e) Marchegg/Devínska N o v á Ves

(2) Für die im Absatz 1 genannten Strecken
sind folgende Betriebswechselbahnhöfe festgelegt:

a) Summerau
b) Gmünd
c) Šatov
d) Břeclav
e) Marchegg

(3) Im Sinne dieses Abkommens gelten als
Grenzbahnhöfe :

a) Horní Dvořiště
b) České Velenice
c) Retz
d) Hohenau
e) Devínska Nová Ves

(4) Die Eisenbahnverwaltungen können verein-
baren, daß einzelne Züge mit Triebfahrzeugen
und Personal der anderen Eisenbahnverwaltung
auch über den Betriebswechselbahnhof hinausge-
fahren werden. Diesfalls gelten die Bestimmungen
der Artikel 4 Absatz 5, 7, 11 bis 14, 16 und 19,
die den Anschluß- und Übergangsdienst auf der
Anschlußgrenzstrecke und im Betriebswechsel-
bahnhof regeln, sinngemäß.
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A r t i k e l 4

Allgemeine Bestimmungen über den Anschluß-
und Übergangsdienst; Tarifschnittpunkt

(1) Die Eisenbahnverwaltungen haben den An-
schluß- und Übergangsdienst durch besondere
Vereinbarungen derart zu regeln, daß hiedurch
eine rasche und ordnungsgemäße Dienstabwick-
lung gesichert ist.

(2) Die Übergabe und Übernahme von Reise-
gepäck, Expreßgut, Gütern, Wagen, Lademitteln,
Behältern, Paletten und den dazugehörigen Be-
förderungspapieren erfolgt unbeschadet der Be-
stimmungen des Artikels 3 Absatz 4 dieses Ab-
kommens in den Betriebswechselbahnhöfen.

(3) Die auf den Anschlußgrenzstrecken ver-
kehrenden Züge werden, soweit sie die Staats-
grenze überschreiten, von der Nachbarverwaltung
nach ihren Verkehrsvorschriften mit ihren Trieb-
fahrzeugen und ihrem Personal bis zum Betriebs-
wechselbahnhof geführt.

(4) In den Betriebswechselbahnhöfen gelten die
Vorschriften der Eigentumsverwaltung. Die
Eisenbahnverwaltungen können jedoch verein-
baren, daß für bestimmte Teile des Eisenbahn-
dienstes die Vorschriften der Nachbarverwaltung
angewendet werden.

(5) Zulassungen von Triebfahrzeugen und Prü-
fungen des Bedienungspersonals im Gebiet des
einen Vertragsstaates gelten auch für das Gebiet
des anderen Vertragsstaates. Die Eisenbahnver-
waltungen haben das zur Sicherheit des Betriebes
erforderliche Einvernehmen herzustellen.

(6) Der Tarifschnitt liegt für alle Grenzüber-
gänge auf der Staatsgrenze.

A r t i k e l 5

Anlagen

(1) Jede Eisenbahnverwaltung beaufsichtigt,
erhält und erneuert die gesamten Anlagen der
auf ihrem Gebiet befindlichen Betriebswechsel-
bahnhöfe und der Anschlußgrenzstrecken unter
Berücksichtigung der Bedürfnisse des grenzüber-
schreitenden Eisenbahnverkehrs.

(2) Die Eigentumsverwaltung wird in den Be-
triebswechselbahnhöfen die von der Nachbarver-
waltung zur Abwicklung ihres Dienstes benötig-
ten Anlagen, Räume und Einrichtungen im Ein-
vernehmen mit dieser zur Verfügung stellen.

A r t i k e l 6

Sicherungs- und Fernmeldeanlagen

(1) Die Eisenbahnverwaltungen sind verpflich-
tet, auf dem Gebiet ihres Staates die für den
grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr notwen-
digen Sicherungs- und Fernmeldeanlagen zu er-
richten und im ordentlichen Zustand zu erhalten.
Die Eisenbahnverwaltungen können abweichende
Vereinbarungen treffen.



452 15. Stück — Ausgegeben am 23. März 1964 — Nr . 41

(2) Grenzüberschreitende Fernmeldeleitungen,
die Betriebswechselbahnhöfe und Grenzbahnhöfe
verbinden, müssen in diesen Bahnhöfen enden
und dürfen nicht mit dem Inlandsnetz verbunden
sein.

(3) Die Eisenbahnbediensteten der Nachbarver-
waltung sind berechtigt, die in den Absätzen 1
und 2 angeführten Fernmeldeanlagen für dienst-
liche Zwecke unentgeltlich zu benützen.

(4) Die Benützung der Eisenbahnfernmeldeein-
richtungen für Privatzwecke ist unzulässig.

A r t i k e l 7

Grundsätze des Ausgleiches der Leistungen

(1) Die von einer Eisenbahnverwaltung für die
andere erbrachten Leistungen sind tunlichst in
natura auszugleichen. Ergibt sich danach kein
voller Naturalausgleich, sind die Selbstkosten zu
vergüten.

(2) Sofern die Eigentumsverwaltung der Nach-
barverwaltung auf deren Verlangen mit Bedien-
steten, Fahrbetriebsmitteln oder Material aus-
hilft, sind hiefür der Eigentumsverwaltung die
Selbstkosten zu ersetzen.

A r t i k e l 8

Grenzabfertigung

Die Grenzabfertigung (Artikel 2 lit. g) wird
von den zuständigen Organen jedes der beiden
Vertragsstaaten auf eigenem Staatsgebiet vorge-
nommen.

A r t i k e l 9

Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung

(1) Wird von den Eisenbahnbediensteten des
Nachbarstaates bei der Durchführung ihres Dien-
stes in fahrenden Zügen auf den Anschlußgrenz-
strecken ein Verstoß gegen die Sicherheit und
Ordnung des Eisenbahnverkehrs festgestellt, so
haben sie den Sachverhalt der zuständigen Eisen-
bahndienststelle des Gebietsstaates so bald wie
möglich bekanntzugeben.

(2) Durch diese Bestimmung wird den Eisen-
bahnbediensteten kein Recht eingeräumt, Zwang
anzuwenden.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2
gelten sinngemäß auch in den Betriebswechsel-
bahnhöfen, soweit Organe des Gebietsstaates
nicht zur Verfügung stehen.

A r t i k e l 10

Sprachgebrauch

(1) In den Betriebswechselbahnhöfen und auf
den Anschlußgrenzstrecken wird im Verkehr mit
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Eisenbahnbediensteten der Nachbarverwaltung
deren Dienstsprache angewendet. Demnach haben
insbesondere alle fernmündlichen, schriftlichen
und mündlichen Mitteilungen, die sich auf den
Zugsverkehr beziehen, in der Sprache der Nach-
barverwaltung zu erfolgen. Die in Betracht kom-
menden Eisenbahnbediensteten müssen die Dienst-
sprache in dem für die Durchführung des Dienstes
erforderlichen Ausmaße beherrschen.

(2) Zur ausschließlichen Benützung für die
Eisenbahnbediensteten der Nachbarverwaltung
bestimmte Räume sind zweisprachig zu bezeich-
nen. Hiebei hat die Bezeichnung in der Dienst-
sprache der Nachbarverwaltung an erster Stelle
zu stehen.

(3) Die Übergabe von Dienstvorschriften oder
Geschäftsstücken zwecks Weiterleitung an die
andere Eisenbahnverwaltung erfolgt ohne Über-
setzung.

A r t i k e l 11

Rechtsvorschriften für die Eisenbahnbediensteten

(1) Die im Gebietsstaat tätigen Eisenbahnbe-
diensteten der Nachbarverwaltung sind verpflich-
tet, im Geiste gutnachbarlicher Beziehungen zwi-
schen den Eisenbahnverwaltungen zu handeln und
sich in und außerhalb des Dienstes dement-
sprechend zu verhalten.

(2) Die im Gebietsstaat tätigen Eisenbahnbe-
diensteten der Nachbarverwaltung unterstehen
unbeschadet der Bestimmungen des internatio-
nalen Privatrechtes den Rechtsvorschriften des
Gebietsstaates.

(3) Für das Dienstverhältnis der im Absatz 1
genannten Eisenbahnbediensteten sind — insbe-
sondere auch in dienststrafrechtlicher Hinsicht —
ausschließlich die im Nachbarstaat geltenden Vor-
schriften maßgebend.

(4) Die im Absatz 1 genannten Eisenbahnbe-
diensteten sind gegenüber dem anderen Vertrags-
staat von allen direkten Steuern, Abgaben und
Gebühren befreit, soweit diese im Zusammenhang
mit dem Einkommen aus ihrer Dienstausübung
entstehen.

(5) Von strafbaren Handlungen, die von den
im Absatz 1 genannten Eisenbahnbediensteten
im Gebietsstaat begangen werden, ist die vor-
gesetzte Dienststelle des Eisenbahnbediensteten
durch die entsprechende Dienststelle des Gebiets-
staates unverzüglich zu benachrichtigen.

(6) Die Nachbarverwaltung wird die Anzahl
ihrer im Gebietsstaat verwendeten Eisenbahn-
bediensteten auf das für die Dienstausübung er-
forderliche Ausmaß beschränken. Sie kann einen
dieser Eisenbahnbediensteten mit ihrer Vertre-
tung gegenüber der Eisenbahnverwaltung des Ge-
bietsstaates beauftragen. Auf Verlangen der
Eigentumsverwaltung wird sie Eisenbahnbedien-
stete von der Verwendung im Gebietsstaat aus-
schließen oder abberufen.



454 15. Stück — Ausgegeben am 23. März 1964 — Nr. 41

A r t i k e l 12

Beistand, Strafrechtsschutz der Eisenbahnbedien-
steten

(1) Die Dienststellen und Eisenbahnbediensteten
des einen Vertragsstaates sind verpflichtet, den
Eisenbahnbediensteten des Nachbarstaates bei der
Ausübung ihrer Dienstobliegenheiten den erfor-
derlichen Beistand zu gewähren und ihren hier-
auf gerichteten Ersuchen in gleicher Weise Folge
zu leisten wie entsprechenden Ersuchen eigener
Eisenbahnbediensteter.

(2) Die strafrechtlichen Bestimmungen des Ge-
bietsstaates zum Schutz von dienstlichen Hand-
lungen und zum Schutz von Eisenbahnbedien-
steten gelten auch für strafbare Handlungen, die
im Gebietsstaat gegenüber den im Vollzug dieses
Abkommens tätigen Eisenbahnbediensteten der
Nachbarverwaltung begangen werden, wenn sich
diese in Ausübung des Dienstes befinden oder
die Tat in Beziehung auf diesen Dienst begangen
wird.

(3) Den Eisenbahnbediensteten des Nachbar-
staates wird im Falle der Erkrankung oder eines
Unfalles auf der Anschlußgrenzstrecke oder im
Betriebswechselbahnhof die notwendige erste
Hilfe gewährt.

A r t i k e l 13

Dienstkleidung

Die im Betriebswechselbahnhof oder auf der
Anschlußgrenzstrecke verwendeten Eisenbahn-
bediensteten der Nachbarverwaltung sind berech-
tigt, ihre Dienstkleider oder ihre sichtbaren
Dienstabzeichen in und außerhalb des Dienstes
zu tragen.

A r t i k e l 14

Dienstgegenstände, Bedarfsgegenstände der Eisen-
bahnbediensteten

(1) Gegenstände, welche die im Gebietsstaat
tätigen Eisenbahnbediensteten der Nachbarver-
waltung zu ihrem dienstlichen Gebrauch ein- oder
ausführen, bleiben frei von Zöllen und sonstigen
Abgaben.

(2) Frei von Zöllen und sonstigen Abgaben
bleiben auch die Gegenstände des persönlichen
Bedarfes einschließlich der Lebensmittel, welche
die im Gebietsstaat tätigen Eisenbahnbediensteten
der Nachbarverwaltung mit sich führen und
während ihres dienstlichen Aufenthaltes im Ge-
bietsstaat benötigen.

(3) Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und
Ausfuhrbeschränkungen wirtschaftlicher Natur
finden auf die in den Absätzen 1 und 2 an-
geführten Gegenstände keine Anwendung.

A r t i k e l 15

Gebrauchsgegenstände der Dienststellen

Die Einrichtung für die Diensträume und die
sonst für die Zwecke der Nachbarverwaltung in
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den Betriebswechselbahnhöfen notwendigen Ge-
genstände können ohne besondere Genehmigung
und frei von Zoll und anderen Abgaben ein-
und ausgeführt werden; das gleiche gilt für das
zur Ausbesserung und Instandhaltung aller dieser
Gegenstände notwendige Werkzeug und Material.

A r t i k e l 16

Zollkontrolle, Devisenbestimmungen

Die Bestimmungen der Artikel 14 und 15 be-
rühren nicht die Vorschriften der beiden Ver-
tragsstaaten über die Durchführung der Zoll-
kontrolle und über die Ein- und Ausfuhr von
Werten, die den Devisenbestimmungen unter-
liegen.

A r t i k e l 17

Dienstsendungen

(1) Dienstbriefe und Dienstpakete sowie dienst-
liche Geldsendungen, die für Dienststellen der
Nachbarverwaltung bestimmt sind oder von
diesen in den Nachbarstaat gesandt werden, dür-
fen durch Eisenbahnbedienstete der Nachbarver-
waltung ohne Vermittlung der Postverwaltung
und frei von Postgebühren befördert werden.

(2) Diese Sendungen sollen zur Vermeidung von
Mißbräuchen mit dem Dienststempel der absen-
denden Stelle versehen sein; sie unterliegen der
Zoll- und Devisenkontrolle nur bei Verdacht
einer vorschriftswidrigen Handlung.

A r t i k e l 18

Überschreiten der Staatsgrenze und Aufenthalt
auf dem Gebiet des anderen Vertragsstaates

(1) Eisenbahnbedienstete, einschließlich der
Eisenbahnaufsichts- und Eisenbahnerhebungsbe-
diensteten, die zur Dienstausübung im Anschluß-
und Übergangsdienst die Staatsgrenze überschrei-
ten, müssen im Besitze von zweisprachigen Grenz-
übertrittsausweisen nach dem Muster der An-
lagen 1 a beziehungsweise 1 b sein. Diese Ausweise
berechtigen zum Grenzübertrit t auf einer oder
mehreren der im Artikel 3 Absatz 1 angeführten
Strecken sowie für die Dauer der Dienstverrich-
tung zum Aufenthalt im Gebietsstaat.

(2) Die Grenzübertrittsausweise werden mit
einer Gültigkeitsdauer bis zu fünf Jahren aus-
gestellt. Die Grenzübertrittsausweise werden für
die österreichischen Eisenbahnbediensteten von
der zuständigen österreichischen Sicherheitsdirek-
tion ausgestellt und vom tschechoslowakischen
Innenministerium vidiert. Für die tschechoslowa-
kischen Eisenbahnbediensteten werden die Grenz-
übertrittsausweise vom tschechoslowakischen In-
nenministerium ausgestellt und von der zustän-
digen österreichischen Sicherheitsdirektion vidiert.
Die Vidierung gilt jeweils für ein Kalenderjahr.

(3) Die Vidierung kann ohne Angabe von Grün-
den verweigert werden; eine bereits erfolgte
Vidierung kann ohne Angabe von Gründen jeder-
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zeit widerrufen werden. Von der Verweigerung
oder dem Widerruf einer Vidierung sind die Be-
hörde, die den Grenzübertrittsausweis ausgestellt
hat, und der in diesem Ausweis eingetragene
Betriebswechselbahnhof beziehungsweise Grenz-
bahnhof unverzüglich zu verständigen.

(4) Die Grenzübertrittsausweise sind auf Ver-
langen den zuständigen behördlichen Organen
des Gebietsstaates vorzuweisen.

(5) Die Ausstellung und Vidierung der Grenz-
übertrittsausweise erfolgt frei von Abgaben und
Gebühren.

(6) Für die bei Hilfs- oder Schneeräumzügen ein-
gesetzten Eisenbahnbediensteten, die die Staats-
grenze überschreiten, werden vom Vorstand des
Betriebswechsel- oder Grenzbahnhofes Namens-
listen in dreifacher Ausfertigung auf einem Vor-
druck nach dem Muster der Anlagen 2 a bezie-
hungsweise 2 b ausgestellt. Die Namenslisten müs-
sen mit der Unterschrift des Vorstandes und dem
Dienststempel des Betriebswechsel- oder Grenz-
bahnhofes versehen sein. Der Stempel muß un-
mittelbar unter der Eintragung des letzten Na-
mens angebracht werden. Diese Eisenbahnbedien-
steten müssen überdies im Besitze eines mit
Lichtbild versehenen Dienstausweises sein. Die
Namenslisten berechtigen die darauf angeführten
Eisenbahnbediensteten zum Grenzübertritt auf
einer der im Artikel 3 Absatz 1 angeführten
Strecken sowie für die Dauer der Dienstver-
richtung zum Aufenthalt im Gebietsstaat.

(7) Vor einem Grenzübertritt gemäß Absatz 6
sind die zuständigen Grenzorgane des anderen
Vertragsstaates zu unterrichten.

(8) Beim Überschreiten der Staatsgrenze gemäß
Absatz 6 haben sich die Eisenbahnbediensteten
mit den Namenslisten und den Dienstausweisen
den Grenzorganen gegenüber zu legitimieren.
Dabei ist je eine Ausfertigung der Namenslisten
den Grenzorganen beider Vertragsstaaten zu
übergeben. Die dritte Ausfertigung ist nach der
Rückkehr dem Vorstand des Betriebswechsel- oder
Grenzbahnhofes, der die Ausstellung vorgenom-
men hat, zurückzugeben. Alle auf einer Namens-
liste angeführten Eisenbahnbediensteten müssen
die Staatsgrenze jeweils gleichzeitig überschreiten.
Ist dies in Ausnahmsfällen nicht möglich, so hat
der für die Führung des Hilfs- oder Schneeräum-
zuges verantwortliche Eisenbahnbedienstete so
bald als möglich im Wege der in Betracht kom-
menden Eisenbahndienststelle des Gebietsstaates
die Grenzdienststelle oder die nächstgelegene
Sicherheitsdienststelle dieses Staates unter Angabe
der hiefür maßgebenden Gründe zu verständigen.
Der zurückgebliebene Eisenbahnbedienstete hat in
diesem Falle nach Wegfall des Hindernisses unver-
züglich in den Nachbarstaat zurückzukehren, wo-
bei ihm diese Rückkehr allein auf Grund seines
mit Lichtbild versehenen Dienstausweises ge-
stattet ist.
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(9) Der Bereich des Betriebswechselbahnhofes
und die Anschlußgrenzstrecke beziehungsweise
der Bereich des Grenzbahnhofes und die Strecke
zwischen dem Grenzbahnhof und der Staats-
grenze dürfen von Eisenbahnbediensteten des
anderen Vertragsstaates, die nur mit Grenzüber-
trittsausweisen ausgestattet oder in Namenslisten
aufgenommen sind, nicht verlassen werden.

(10) Alle anderen Eisenbahnbediensteten be-
dürfen zum Überschreiten der Staatsgrenze gül-
tiger Reisepässe mit Visa.

A r t i k e l 19

Haftung

(1) Wird beim Betrieb der Eisenbahn im An-
schluß- und Übergangsdienst auf der Anschluß-
grenzstrecke oder im Betriebswechselbahnhof ein
Mensch getötet oder verletzt oder eine Sache
beschädigt oder vernichtet, so haftet, soweit im
nachfolgenden nichts anderes bestimmt ist, die
Eisenbahnverwaltung des Gebietsstaates nach des-
sen Recht.

(2) Soweit die Haftung für Verlust und Beschä-
digung von Reisegepäck, Expreßgut, Fahrbetriebs-
mitteln, Lademitteln, Behältern und Paletten so-
wie für Überschreitung der Lieferfrist in beson-
deren zwischen beiden Vertragsstaaten geltenden
internationalen Vereinbarungen geregelt ist, gilt
diese besondere Regelung.

(3) Wird ein Eisenbahnbediensteter der Nach-
barverwaltung in Ausübung seines mit dem An-
schluß- und Übergangsdienst zusammenhängen-
den Dienstes beim Betrieb der Eisenbahn auf der
Anschlußgrenzstrecke oder im Betriebswechsel-
bahnhof getötet oder verletzt oder eine Sache,
die er an sich trägt oder mit sich führt, beschä-
digt oder vernichtet, so ist die Rechtslage hin-
sichtlich des Schadenersatzes so zu beurteilen, als
ob der Schaden auf den Strecken derjenigen Eisen-
bahnverwaltung eingetreten wäre, der dieser
Eisenbahnbedienstete angehört.

(4) Die Regelung des Rückgriffes und der Er-
satzpflicht der Eisenbahnverwaltungen unterein-
ander bleibt deren Vereinbarung überlassen.

A r t i k e l 20

Postaustausch

(1) Der Austausch von Brief-, Paket- und Wert-
kartenschlüssen im Verkehr zwischen den beiden
Staaten und von Transitkartenschlüssen erfolgt
nach den zwischen der österreichischen und tsche-
choslowakischen Postverwaltung abgeschlossenen
Vereinbarungen auf der Grundlage der Bestim-
mungen des Weltpostvertrages und seiner Ab-
kommen.

(2) Der Austausch der Post wird in den Be-
triebswechselbahnhöfen vorgenommen, sofern
zwischen den beiden Postverwaltungen nichts
anderes vereinbart ist.
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(3) Der Austausch der Post wird von Post-
bediensteten besorgt. Der Austausch von Brief-
kartenschlüssen kann auch von Eisenbahnbedien-
steten vorgenommen werden.

(4) Zur Beförderung von Postsendungen kön-
nen Postwagen, Eisenbahndienstwagen oder Eisen-
bahngüterwagen verwendet werden.

(5) Welche Wagen und in welchen Relationen
sie verwendet werden, weiters ob die Begleitung
Post- oder Eisenbahnbedienstete vornehmen, wird
zwischen den zuständigen Verwaltungen der
beiden Vertragsstaaten vereinbart.

A r t i k e l 21

Postbedienstete, Haftung für Postsachen

Die Bestimmungen der Artikel 11 bis 14, 16,
18 und 19 dieses Abkommens gelten sinngemäß
auch für die im Bahnpostdienst auf dem Gebiete
des anderen Vertragsstaates tätigen Postbedien-
steten. Die Bestimmungen des Artikels 19 gelten
auch für Verlust und Beschädigung von Post-
sachen.

A r t i k e l 22

Abgabenfreiheit für Vereinbarungen
Die auf Grund dieses Abkommens abzuschlie-

ßenden Vereinbarungen genießen in beiden Ver-
tragsstaaten Abgabenfreiheit.

A r t i k e l 23

Besondere Vereinbarungen

Die zuständigen Stellen der Vertragsstaaten
können, soweit dies notwendig erscheint, zur
Durchführung dieses Abkommens außer den im
vorstehenden bereits vorgesehenen Vereinba-
rungen noch besondere Vereinbarungen ab -
schließen.

A r t i k e l 24

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Aus-
legung oder Anwendung dieses Abkommens sollen
durch die zuständigen Stellen beider Vertrags-
staaten beigelegt werden. Die Regelung auf diplo-
matischem Wege wird dadurch nicht ausgeschlos-
sen.

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit auf
diese Weise nicht erledigt werden kann, ist sie
auf Verlangen eines der beiden Vertragsstaaten
einem Schiedsgericht zu unterbreiten.

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall
in der Weise gebildet, daß jeder der beiden Ver-
tragsstaaten binnen drei Monaten, nachdem einer
von ihnen seine Absicht, das Schiedsgericht an-
zurufen, bekanntgegeben hat, je einen Schieds-
richter bestellt und daß sich die so bestellten
Schiedsrichter auf den Angehörigen eines dritten
Staates als Oberschiedsrichter einigen. Kommt
eine Einigung über den Oberschiedsrichter binnen
sechs Monaten, nachdem einer der beiden Ver-
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tragsstaaten seine Absicht, das Schiedsgericht an-
zurufen, bekanntgegeben hat, nicht zustande, so
gelten in Ermangelung einer anderen Verein-
barung für die Bestellung des Oberschiedsrichters
die Bestimmungen des Artikels 45 des Abkom-
mens zur friedlichen Erledigung internationaler
Streitfälle vom 18. Oktober 1907, soweit sie die
Wahl des Oberschiedsrichters betreffen.

(4) Das Schiedsgericht entscheidet auf Grund
dieses Abkommens sowie unter Anwendung des
Völkergewohnheitsrechtes und der allgemein an-
erkannten Rechtsgrundsätze.

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmen-
mehrheit. Seine Entscheidungen sind bindend.
Jeder der beiden Vertragsstaaten trägt die Kosten
seines Schiedsrichters; die übrigen Kosten werden
von beiden Vertragsstaaten zu gleichen Teilen
getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht das
Verfahren selbst.

(6) Auf die Ladung und Vernehmung von Zeu-
gen und Sachverständigen sind die zwischen den
beiden Vertragsstaaten über die Rechtshilfe je-
weils geltenden Bestimmungen sinngemäß an-
zuwenden.

A r t i k e l 25

Dauer des Abkommens, Kündigung

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte
Zeit geschlossen. Es kann mit einer Frist von
sechs Monaten zum Ende des Kalenderjahres ge-
kündigt werden.

(2) Im Falle der Kündigung werden die beiden
Vertragsstaaten unverzüglich in Verhandlungen
über eine Neuregelung eintreten.

A r t i k e l 26

Ratifizierung

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
(2) Es tr i t t am 14. Tage nach Austausch der

Ratifikationsurkunden in Kraft.
(3) Der Austausch der Ratifikationsurkunden er-

folgt in Wien.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
dieses Abkommen unterzeichnet und mit Siegel
versehen.

Ausgefertigt in Prag, am 22. September 1962
in doppelter Urschrift, in deutscher und tschechi-
scher Sprache, wobei beide Texte authentisch sind.

Für die
Republik Österreich:

Dr. Calice eh.
Dr. Jarisch eh.

Für die
Tschechoslowakische Sozialistische Republik:

Dr. Vlasák eh.
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Anlage 1 a
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Anlage 1 b
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Anlage 2 a
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Anlage 2b
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen samt Anlagen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich
die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und
vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel
der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 30. Juli 1963.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Probst

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Abkommen sind am 17. Feber 1964 aus-
getauscht worden; das Abkommen ist somit gemäß seinem Artikel 26 Absatz 2 am 2. März 1964
in Kraft getreten.

Gorbach


